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Leitsätze

Zur Frage, ob mit einer Planänderung weitergehende (mittelbare) Beeinträch-
tigungen des Grundeigentums verbunden sind (hier verneint bei der Neuanord-
nung von aus Dammringen bestehenden Abdichtungsbauwerken um den Filder-
tunnel in einer Tiefe von ca. 80 m unter einem bebauten Grundstück).

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.1

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

Die Revision wird nicht zugelassen.3

Tatbestand

Die Klägerin wendet sich gegen den Planänderungsbeschluss des Eisenbahn-4
Bundesamtes vom 26.02.2013 für die 2. Planänderung betre�end die �Umgestal-
tung des Bahnknotens Stuttgart� im Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Fildertun-
nel).

Mit - gegenüber der Klägerin bestandskräftig gewordenem - Planfeststellungs-5
beschluss vom 19.08.2005 stellte das Eisenbahn-Bundesamt den Plan für den
Umbau des Bahnknotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21� im Planfeststellungsab-
schnitt 1.2 (Fildertunnel) fest. Der Fildertunnel ist zentraler Bestandteil des neu
zu gestaltenden Stuttgarter Bahnknotens. Er verbindet auf einer Länge von 9,5

∗http://openjur.de/u/713063.html (= openJur 2014, 17895)
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km den im Talkassel liegenden Hauptbahnhof (Planfeststellungsabschnitt 1.1)
mit der rund 155 m höher liegenden Filderebene. Er schlieÿt dabei, unter der
Urbanstraÿe, unmittelbar an den neuen Hauptbahnhof an. Auf einer Länge von
rund 250 m verläuft er zunächst gemeinsam mit dem Tunnel Obertürkheim
in zwei je zweigleisigen Tunnelabschnitten, bevor er sich von diesem Tunnel
trennt. Von hier aus führt der Fildertunnel weiter auf die Fildern und unter-
quert dabei die Stuttgarter Stadtteile Degerloch und Möhringen. Der Plan-
feststellungsabschnitt endet südöstlich des Stadtteils Fasanenhof im Bereich
der Autobahn-Anschlussstelle Degerloch unmittelbar neben der A 8 (�Filder-
portal�). Auf der Trasse steigt das Bauwerk von rund 230 m auf 385 m an.
Die Überdeckung liegt zu Beginn bei wenigen Metern und steigt rasch auf bis
zu rund 220 m an (vgl. www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de/de-tails/s21-neu-
ordnung-bahnknoten-stuttgart/die-bauabschnitte-pfa/�ldertunnel/).

Ca. vier Kilometer des (unteren) Tunnels führen durch unausgelaugten Gipske-6
uper. Die Bauarbeiten sollen - zur Begrenzung der Bauzeit - zeitgleich von den
Anfahrgruben �Hauptbahnhof Süd� und �Filderportal� sowie - in beiden Rich-
tungen - über einen Stollen von dem �Zwischenangri� Sigmaringer Straÿe� in
Stuttgart-Degerloch aus erfolgen. Um zu vermeiden, dass das Grundwasser ent-
gegen seiner natürlichen Flieÿrichtung an den Tunnel- bzw. Stollenbauwerken
entlang läuft und seinen Weg in tiefer liegende Grundwasserleiter sucht, sind an
den Übergangsbereichen der einzelnen geologischen Schichten Dammringe und
Querschotte vorgesehen (vgl. PFB, S. 285).

Nach dem festgestellten Plan soll das mit einem Mehrfamilienhaus bebaute,7
937 m2 groÿe Grundstück Flst. Nr. .../4 (G... Straÿe .../H... Straÿe ...) der
Klägerin in einer Tiefe von ca. 80 m durch eine der Tunnelröhren unterfahren
und durch die andere Tunnelröhre südwestlich angeschnitten werden. Insofern
soll eine Fläche von 373 m2 ihres Grundstücks für den Tunnelbau dinglich be-
lastet werden.

Im Anhörungsverfahren hatte die Klägerin keine Einwendungen gegen das Vorhaben8
erhoben. Auch Rechtsmittel hatte sie gegen den Planfeststellungsbeschluss nicht
eingelegt.

Anfang September 2010 - noch vor Beginn der Tunnelbauarbeiten - beantragte9
die Beigeladene beim Eisenbahn-Bundesamt eine Änderung des festgestellten
Plans (�2. Änderung�). Gegenstand der Planänderung ist zunächst die Errich-
tung von neun zusätzlichen Verbindungsbauwerken (�Querschlägen�) zwischen
den beiden Tunnelröhren, mit denen der Abstand zueinander von bisher 1.000
m auf 500 m verkürzt werden soll. Darüber hinaus sollen - aufgrund des fort-
geschrittenen Erkenntnisstandes - zusätzliche Abdichtungsbauwerke (3 Damm-
und 6 Injektionsringe) eingebaut und die insgesamt 15 Damm- und 20 Injek-
tionsringe - zur Einschränkung der Längsläu�gkeit des Grundwassers - neu an-
geordnet werden (vgl. PÄB, S. 29, 39, 62 f.; Anl. 20.1: Erläuterungsbericht Hy-
drogeologie und Wasserwirtschaft, S. 4, 23).
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Auch unter dem Grundstück der Kläger sollen nunmehr bei km 0,9 + 50 um10
beide Tunnelröhren je zwei Dammringe angeordnet werden (vgl. Grunderwerb-
splan, Lageplan km 0,910 . . . 1,538, Anl. 9.2 Bl. 2B-E1). Zu diesem Zweck soll
nach dem Grunderwerbsverzeichnis (vgl. Anl. 9.1, lfd. Nr. 2.067) eine weitere
Fläche ihres Grundstücks von insgesamt 196 m2 (98 m2 + 98 m2) für den Tun-
nelbau dinglich belastet werden.

Ferner wurden notwendige Korrekturen an der Gleistrassierung im Anschluss11
an den Südkopf des neuen Hauptbahnhofs sowie Veränderungen im Bereich des
�Filderportals� eingearbeitet und sollen die neuen Gleisanlagen neue Anlagen
der Leit- und Sicherungstechnik erhalten. Schlieÿlich soll für einzelne Tunnelab-
schnitte der optionale Einsatz einer Tunnelvortriebsmaschine ermöglicht werden.
Um deren Durchzug zu ermöglichen, sollen nach einer Ergänzung zur Planän-
derung auch die Durchmesser der unter dem Grundstück der Klägerin angeord-
neten Dammringe vergröÿert werden. Im Hinblick darauf wurde im Grunder-
werbsverzeichnis bei der dinglichen Belastung des klägerischen Grundstücks die
Zulassung des maschinellen Vortriebs vermerkt.

Nach Überarbeitung der Planunterlagen führte das Regierungspräsidium Stuttgart12
auf Ersuchen des Eisenbahn-Bundesamts ein Anhörungsverfahren durch.

Die Klägerin erhob mit Schreiben vom 17.10.2011 innerhalb der Einwendungs-13
frist imWesentlichen die nachfolgenden Einwendungen gegen das Änderungsvorhaben:
Aufgrund des erforderlichen Eingri�s in den Wasserhaushalt und des Einsatzes
einer Tunnelvortriebsmaschine in einem geologisch schwierigen und unberechen-
baren Gebirge bestehe eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass gipsführende Keuper-
schichten aufquellten. Renommierte Ingenieure hätten auf �relativ groÿe� vor-
triebsbedingte Senkungen im Gründungsbereich der zu unterfahrenden Gebäude
hingewiesen. Aufgrund des sensiblen Gesteins und des vorhandenen Anhydrits
sei schon während der Bauphase mit unvorhergesehenen Hebungen und Set-
zungen zu rechnen. Durch Quellvorgänge könnten die Grundstücke, durch die
der Tunnel gebohrt werden solle, aber auch die benachbarten Grundstücke
beeinträchtigt werden. Um abschätzen und prüfen zu können, ob der Tunnel
entsprechenden Quelldrücken standhalten könne, müsse in die einschlägigen ge-
ologischen Gutachten Einsicht genommen werden. Ausgelegt worden sei jedoch
nur das tunnelbautechnische Gutachten zum TVM-Vortrieb vom 09.04.2010.
Aus Gründen der Kostenersparnis sollten nunmehr niedrigere Quelldrücke in
Ansatz gebracht werden, um die Tunnelwandstärken und damit die Ausbruch-
squerschnitte verringern zu können. Stehe im ausgelaugten Gipskeuper Grund-
wasser an und schneide der Tunnel die wasserführende Auslaugungsfront an, sei
es nahezu unmöglich, das anstehende, Anhydrit führende Gebirge trocken zu
halten. Da die an den Grenzen zu den Auslaugungsfronten vorgesehenen Ab-
dichtungen diese Gefahren begrenzen sollten, werde o�enbar mit Quellungen und
Gebirgshebungen gerechnet. Da in den anhydrithaltigen Schichten des Gipske-
upers zwischen km 0,6 und km 5,0 teilweise eine geringe Grundwasserführung
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festgestellt worden sei, könne dies auch nicht ausgeschlossen werden. Auch fehle
es an wissenschaftlichen Nachweisen, dass die vorgesehenen Dammringe das Ein-
dringen von Wasser dauerhaft verhindern könnten. Durch die Tunnelbohrar-
beiten könnten Risse im Gebirge hervorgerufen und wasserführende Schicht-
en und Klüfte angebohrt werden, wodurch sich auch jenseits der Dammringe
Wasserwege entlang des Tunnels ergäben. Um lokale Besonderheiten, Hohlräume
und Wasserwegsamkeiten erkennen und entsprechende Vorsorgemaÿnahmen er-
greifen zu können, müssten die Grundstücke individuell überprüft werden. Es
bestehe das Risiko, dass sich Quellvorgänge durch neu entstehende Grund-
wasserströme oder schadhafte In�ltrationsbrunnen verstärkten, zumal höhere
In�ltrationsmengen vorgesehen seien. Quellungen könnten auch den Tunnel beein-
trächtigen und eine umfangreiche Sanierung erfordern, mit der weitere Ein-
gri�e verbunden wären. Eine erhebliche Grundwasserentnahme über einen lan-
gen Zeitraum erhöhe im Bereich des Absenktrichters die Gefahr von Setzun-
gen. Dieser reiche weit in den Abhang hinein und über das Tunnelportal hin-
aus. Auch die Risiken, die sich aus einer Durchbohrung mineralwasserführender
Schichten und einer Verwerfungszone ergäben, seien nicht untersucht worden.
Die Spannungen im Untergrund könnten durch den Tunnelbau, die Injektions-
und Bohrmaÿnahmen mit der Folge von Böschungs- und/oder Hanginstabil-
itäten gestört werden. Zu hohe Injektionsdrücke könnten je nach Überdeckung
und Bescha�enheit des Baugrundes Hebungen an der Ober�äche und damit
auch Gebäudeschäden verursachen. Injektionen könnten darüber hinaus eine Re-
duktion der Durchlässigkeit des Untergrunds bewirken und zu Veränderungen
der Grundwasserströme führen, was sich wiederum nachteilig auf die Hangsta-
bilität auswirken und zur Bildung von Hohlräumen führen könne. Aufgrund
der bestehenden Risiken müssten jedenfalls Grundstücke mit quellfähigem bzw.
ausgelaugtem Gestein, Hanggrundstücke und von Injektionen betro�ene Grund-
stücke in ein umfassendes, quali�ziertes Beweissicherungsverfahren einbezogen
werden. Die Planungen zum Grundwassermanagement beruhten schlieÿlich auf
inzwischen überholten Modellen zum Strömungsverlauf des Grund- und Min-
eralwassers. Eine Realisierung des Vorhabens sei nicht zuletzt deshalb aus-
geschlossen, weil eine verfassungsgemäÿe Regelung der Gesamt�nanzierung prak-
tisch ausgeschlossen sei.

Das Eisenbahn-Bundesamt stellte mit Beschluss vom 26.02.2013 die beantragten14
Änderungen zum Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2005 fest und wies die
Einwendungen - auch der Klägerin - zurück. Trotz der höheren Anzahl an
Damm- und Injektionsringen und deren Lageverschiebung seien keine Gefahren
für die Umgebung zu erwarten. Da zwischen den Abdichtungsbauwerken gröÿere
Abstände lägen, träten auch keine Summationse�ekte auf. Es bestehe daher
auch keine Gefahr für Hebungen an der Ober�äche oder Hangrutschungen.
Weitreichende Änderungen seien auch aufgrund der Injektionen nicht zu er-
warten, da diese lediglich einen Bereich von 3 m um die Tunnelröhren beträfen.
Auch beschränkten sich die Abdichtungen auf den Nahbereich des Tunnels, so-
dass ein groÿräumiger Aufstau des Grundwassers ausgeschlossen sei. Zwar er-
fordere die veränderte Anordnung von Dammringen die Eintragung von Grund-
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dienstbarkeiten. Jedoch würden die Grundstücke dadurch nicht unmittelbar in
Anspruch genommen und auch nicht in ihrer gewöhnlichen Nutzung beschränkt.
Reale Nutzungseinbuÿen seien mit der nur unterirdischen Eigentumsinanspruch-
nahme nicht verbunden. Die zusätzliche oder erstmalige Inanspruchnahme von
Grundstücken sei deshalb erforderlich und verhältnismäÿig. Etwaige Wertmin-
derungen könnten angesichts der Bedeutung des Vorhabens und der mit den
Änderungen verbundenen Sicherheitsvorteile nur �nanziell ausgeglichen werden.
- Der Planänderungsbeschluss wurde am 21.03.2013 ö�entlich bekannt gemacht;
er wurde mit einer Ausfertigung des festgestellten Plans in der Zeit vom 02.04.
bis 15.04.2013 zur allgemeinen Einsichtnahme beim Amt für Stadtplanung und
Stadterneuerung der Landeshauptstadt Stuttgart ausgelegt.

Gegen diesen Beschluss hat die Klägerin am 15.05.2013 Klage zum erkennenden15
Gerichtshof erhoben. Hierzu hat sie zu ihrer Aktivlegitimation ausgeführt, dass
sie Eigentümerin eines Mehrfamilienhauses sei, welches durch eine der beiden
Tunnelröhren unterfahren werde. Diese sollten nun im Rahmen der 2. Planän-
derung mit zwei Damm-/Injektionsringen verstärkt werden. Die andere eben-
falls mit zwei Damm-/Injektionsringen verstärkte Tunnelröhre grenze unmit-
telbar an ihr Grundstück an. Durch die dauerhafte Errichtung von Damm-/
Injektionsringen werde in einem sehr sensiblen Bereich in den Wasserhaushalt
und die Geologie eingegri�en. Mit dem der Klage beigefügten, 26 Seiten um-
fassenden Schriftsatz vom 17.10.2011 hätten sie im Anhörungsverfahren umfan-
greiche Einwendungen erhoben; darauf werde vollumfänglich Bezug genommen.
Der Klageantrag wie auch die Begründung bleibe einem gesonderten Schriftsatz
nach Erhalt der Verwaltungsakte vorbehalten.

16
Aufgrund der drohenden ablaufenden Frist� hat die Klägerin am 24.06.2013

beantragt, den nachträglichen Klagevortrag nach der erhaltenen Akteneinsicht
innerhalb von drei Wochen nicht als verspätet zurückzuweisen.

Am 11.07.2013 wurden der Klägerin die inzwischen vorliegenden Verfahrensak-17
ten der Beklagten zur Einsicht übersandt.

Mit gerichtlicher Verfügung vom 16.09.2013, der Klägerin zugestellt am 18.09.2013,18
teilte der Berichterstatter der Klägerin mit, dass, nachdem die Klage noch
immer nicht begründet sei, nunmehr beabsichtigt sei, über die Klage durch
Gerichtsbescheid zu entscheiden. Es wurde Gelegenheit gegeben, hierzu bis zum
11.10.2013 Stellung zu nehmen.

Am 11.10.2013 hat sich die Klägerin dann wie folgt geäuÿert: Mit ihrer Klageschrift19
habe sie bereits die wesentliche Einwendung erhoben, dass durch die Einbringung
sog. �Damm- und Injektionsringe� in den direkt unterhalb ihres Grundstücks
vorgesehenen Fildertunnel eine erhebliche Gefährdung �der Standsicherheit ihres
Gebäudes� höchst wahrscheinlich sei. Im Übrigen seien die umfangreichen Ein-
wendungen aus ihrem Schreiben vom 17.10.2011 schon mit der Klage ins Ver-
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fahren �eingebracht� worden. Damit sei sie bereits mit Klageerhebung ihrer Be-
gründungsp�icht im Wesentlichen nachgekommen. Dass zur Bewertung des Fall-
es weiterer technischer Sachverstand erforderlich sei, dürfe ihr nicht angelastet
werden. Zudem verfüge die Beklagte, die seit 1996 an dem Projekt arbeite,
über technisches �Sonderwissen�, das noch nicht einmal aus den Planunterla-
gen hervorgehe. Sich aufdrängende Risiken würden dort �verschwiegen�. Auch
eine eingehende geologische Untersuchung des Plangebiets sei unterblieben. Dass
ihre erheblichen Zweifel berechtigt seien, bestätige die ö�entliche Erörterung zur
7. Planänderung. Nach alldem �widerspräche es einem fairen gerichtlichen Ver-
fahren unter Berücksichtigung des grundgesetzlich gewährleisteten Rechtsstaat-
sprinzips aus Art. 20 GG, dass insofern bei der Bewertung über den Umfang
der Klagebegründung es sachgerecht ist, ergänzenden Vortrag auch nach der
Sechs-Wochen-Frist zu berücksichtigen�. Jede andere Bewertung würde den in
seinem Eigentumsrecht direkt Betro�enen faktisch �entmündigen�, da er inner-
halb dieser Frist nie an die weiteren Unterlagen �herankomme�. Auch sei die
erforderliche Akteneinsicht erst Ende August 2013 möglich gewesen.

Gröÿtenteils erst aufgrund neuer Erkenntnisse könne sie ihre bereits in der Klage20
angesprochenen Bedenken weiter erläutern. Genau unterhalb ihres Grundstücks
seien zur zusätzlichen Stabilisierung des Tunnels Dammringe vorgesehen. In-
sofern bestünden indes erhebliche geologische Risiken, die bis heute nicht gek-
lärt seien. Unter ihrem Grundstück seien noch nicht einmal Probebohrungen
durchgeführt worden. Die geologischen Risiken seien bereits in ihrem Einwen-
dungsschriftsatz beschrieben worden; darauf werde ausdrücklich Bezug genom-
men. Da durch die zusätzlich angebrachten Dammringe die Längsläu�gkeit des
Grundwassers entlang des Tunnels eingeschränkt werde, nehme es einen anderen
Verlauf und könne so in andere - quellfähiges Anhydrit enthaltende - geologis-
che Schichten gelangen. Auch die mit den zusätzlichen Injektionen verbundenen
Risiken für Geologie und Wasserhaushalt, welche sich direkt auf die Standsicher-
heit von Grundstücken auswirkten, seien nicht untersucht worden. Das für ihr
Grundstück bestehende Risiko werde durch die zusätzlichen Damm- und Injek-
tionsringe erheblich erhöht, da sie direkt ins Gebirge ragten, wo quellfähiges
Gestein vorhanden sei; insoweit werde auf einen, in der Erörterungsverhandlung
am 25.04.2012 abgegebenen Kommentar von Dr. B. Bezug genommen. Wegen
der weiteren Risiken werde auf ihren Einwendungsschriftsatz verwiesen. Bere-
its Winkelverdrehungen von 1/500 könnten zu erheblichen Bauschäden führen.
Im Planänderungsbeschluss würden die Problematik zusätzlicher Damm- und
Injektionsringe sowie die weitergehenden Risiken für die sensiblen Gesteinss-
chichten unzureichend erkannt. Im Rahmen der Erörterung der 7. Planänderung
habe sich auch herausgestellt, dass das von der Beigeladenen verwendete Grund-
wassermodell unbrauchbar sei. Beim Tunnelvortrieb müssten zudem zahlreiche
tektonische Störungen durchquert werden, die aufgrund von Bohrungen nicht
erkennbar seien. Insofern könne die Wasserführung von Störungen, insbesondere
von Horizontalverschiebungen aktiviert werden, was wiederum zum Quellen des
Anhydrits führen könne.
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Nach jüngsten Erkenntnissen stelle sich immer mehr heraus, dass der geplante21
Tiefbahnhof verkehrstechnisch einen Rückbau darstelle. Letztlich werde die Ka-
pazität des Bahnhofs um 30% reduziert. Insofern sei die Planrechtfertigung ent-
fallen, der ursprüngliche Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2005 sei nichtig,
durch unrichtige und vollständige Angaben zustande gekommen und zu wider-
rufen. Insofern bestehe auch keine Berechtigung zu der angefochtenen Änderung.
Alle Planänderungen müssten im Kontext gesehen werden.

Am 07.07.2014 hat die Klägerin weiter wie folgt vorgetragen: Die vorgesehenen22
Injektionen führten zu Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen und damit auch
ihrer Wohnungen. Schon geringe Hebungen könnten zu starken Rissen oder
Winkelverdrehungen führen, was auch durch den Verlust der �Dichtfunktion�
auftreten könne. Nachdem in diesem Bereich keine geologische Untersuchun-
gen stattgefunden hätten, seien die genauen geologischen Schichten unbekannt.
Aktive Blattverschiebungen könnten die Funktion der Damm-/Injektionsringe
aufheben. Aufgrund des Betriebs von Tunnelvortriebsmaschinen sei schlieÿlich
mit erhöhten Erschütterungen zu rechnen. Mit dem Einbringen zusätzlicher
Damm-/Injektionsringe in den unausgelaugten Gipskeuper erhöhe sich das Risiko
für ihr Grundstück. Die vorgesehenen Dichtinjektionen könnten schlieÿlich zu
gravierenden Wasserverschmutzungen führen. Auch bestehe die Gefahr, dass die
Dichtungsmaÿnahmen im Laufe der Zeit an Wirksamkeit verlören und das an
der Tunnelauÿenwand entlang�ieÿende Wasser doch noch in die unausgelaugten
Gipskeuperschichten gelange. Trotz der Überdeckung seien erhebliche Bauschä-
den zu besorgen.

Die Klägerin beantragt zuletzt,23

den Planänderungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 26. Februar 201324
für die 2. Planänderung betre�end die �Umgestaltung des Bahnknotens Stuttgart�
im Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Fildertunnel) aufzuheben,

hilfsweise die Beklagte zu verp�ichten, den Planänderungsbeschluss vom 26.25
Februar 2013 im Abschnitt A.3 um folgende Au�agen zu erweitern:

1. Die Vorhabenträgerin hat permanent aktive Messtechnik und Datenaufzeich-26
nungen von Feuchtigkeit beidseitig jedes Dammrings und Druckmessung an der
Tunnelwand im Bereich des klägerischen Grundstücks vorzunehmen.

2. Die Vorhabenträgerin hat Kontrolleinrichtungen durch einen unabhängigen27
Sachverständigen vorzunehmen und die Kontrollen durch einen unabhängigen
Sachverständigen durchzuführen.

3. Die Vorhabenträgerin hat eine quali�zierte Beweissicherung durch einen neu-28
tralen Sachverständigen im Bereich des klägerischen Grundstücks vorzunehmen.

Die Beklagte beantragt,29
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die Klage abzuweisen.30

Hierzu führt das Eisenbahn-Bundesamt im Wesentlichen aus: Lage und Verlauf31
der Tunnelröhren blieben gegenüber der ursprünglichen Planung unverändert.
Allerdings kämen Damm- und Injektionsringe hinzu. Mit dem Grundwasserströ-
mungsmodell, das der Kontrolle der Grundwasserentnahmen in anderen Plan-
feststellungsabschnitten diene, habe dies freilich nichts zu tun. Gefahren für die
Umgebung des Tunnels gingen von den Damm- und Injektionsringen nicht aus.
Zwischen den Abdichtungsbauwerken lägen gröÿere Abstände, sodass auch keine
Summationse�ekte auftreten könnten. Die Gefahr von Hebungen an der Ober-
�äche bzw. von Hangrutschungen gehe von ihnen nicht aus. Den Planänderungs-
beschluss könne die Klägerin lediglich im Hinblick auf die veränderte Lage der
nun auf ihrem Grundstück vorgesehenen Damm- und Injektionsringe und die
damit verbundene dingliche Belastung angreifen. Inanspruchnahmen in einer
Tiefe von mehr als 80 m führten zu keiner relevanten Nutzungsbeeinträchtigung.
Mit dem Einwand eines erheblichen Leistungsrückbaus des Hauptbahnhofs sei
sie ausgeschlossen. Abgesehen davon habe der Senat dessen Leistungsfähigkeit
im Urteil vom 06.04.2006 - 5 S 847/06 - bejaht; die Planrechtfertigung sei zudem
gegenüber der Klägerin bestandskräftig festgestellt.

Die Beigeladene beantragt ebenfalls,32

die Klage abzuweisen.33

Hierzu führt sie im Wesentlichen aus: Es werde angeregt, das Vorbringen der34
Klägerin nach �87b Abs. 3 VwGO zurückzuweisen. Die neu hinzukommenden,
unterirdischen Abdichtungsbauwerke hätten mit dem der 7. Planänderung zu-
grundeliegenden Grundwasserströmungsmodell nichts zu tun. Gefahren für die
Umgebung des Tunnels gingen von den Abdichtungsbauwerken nicht aus. Mit
diesen solle gerade der Schutz der Eigentümer erhöht werden. Insbesondere
lösten sie an der Ober�äche keine Hebungen oder Rutschungen aus. Das Eisenbahn-
Bundesamt habe das �Mehr� an unterirdischer Inanspruchnahme abwägungs-
fehlerfrei zugelassen. Es sei auch nicht zu erkennen, inwiefern ein Abdichtungs-
bauwerk in 80 m Tiefe ein abwägungsrelevantes Ausschlieÿungsinteresse begrün-
den sollte. Mit dem Einwand eines angeblichen Leistungsrückbaus des Haupt-
bahnhofs sei sie ohnehin ausgeschlossen. Abgesehen davon bestünden an der
auch vom Senat bejahten Leistungsfähigkeit des Tiefbahnhofs keine Zweifel.
Die Planrechtfertigung stehe zudem bereits bestandskräftig fest.

Der Senat hat die Gutachter der Klägerin und der Beigeladenen in der mündlichen35
Verhandlung informatorisch gehört. Die von der Klägerin noch gestellten Be-
weisanträge hat er abgelehnt; insoweit wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug
genommen.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der36
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Schriftsätze der Beteiligten und der zur Sache gehörenden Gerichtsakten sowie
die Verfahrensakten des Eisenbahn-Bundesamts verwiesen.

Gründe

Die auf eine Aufhebung, hilfsweise auf eine Ergänzung des Planänderungs-37
beschlusses für die 2. Planänderung betre�end die Umgestaltung des Bahn-
knotens Stuttgart� im Planfeststellungsabschnitt 1.2. (Fildertunnel) gerichtete
Klage hat keinen Erfolg.

1. Die auf eine Aufhebung bzw. Ergänzung des Planänderungsbeschlusses gerichtete38
Klage ist als Anfechtungs- bzw. Verp�ichtungsklage (vgl. �42 Abs. 1 VwGO)
zulässig.

a) Der erkennende Gerichtshof ist nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO für den39
vorliegenden Rechtsstreit erstinstanzlich zuständig. Nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7
VwGO entscheidet das Oberverwaltungsgericht bzw. der Verwaltungsgerichtshof
im ersten Rechtszug über sämtliche Streitigkeiten, die ein Planfeststellungsver-
fahren für den Bau oder die Änderung der Strecken von ö�entlichen Eisenbahnen
betre�en.

Eine ein Vorhaben nach �18e Abs. 1 AEG betre�ende Streitigkeit, für die das40
Bundesverwaltungsgericht erstinstanzlich zuständig wäre (vgl. �50 Abs. 1 Nr. 6
VwGO), liegt nicht vor. Die in der Anlage zu �18e Abs. 1 Nr. 4 AEG bezeich-
neten Vorhaben für den Aus- und Neubau von Schienenwegen umfassen nicht
die Knotenpunkte, an denen die Schienenwege mit dem bestehenden Netz ver-
bunden sind (vgl. Senatsbeschl. v. 11.11.2013 - 5 S 1036/13 -). Der hier in Rede
stehende Planfeststellungsabschnitt 1.2 betri�t noch den Bahnknoten Stuttgart
(�Projekt Stuttgart 21�) und gehört daher nicht zu einem der in der Anlage zu
�18e Abs. 1 AEG aufgeführten Vorhaben.

b) Die Klage ist auch noch innerhalb eines Monats nach dem auf den 15.04.201341
fallenden Ende der Auslegungsfrist, mit dem der Beschluss als zugestellt galt,
beim erkennenden Gerichtshof erhoben worden (�74 Abs. 1 Satz 2 VwGO i.V.m.
�74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG).

c) Die klagende Wohnungseigentümergemeinschaft ist, da sie ersichtlich aus dem42
gemeinschaftlichen Eigentum folgende Abwehransprüche verfolgt, auch beteiligten-
fähig (vgl. �61 Nr. 2 VwGO i.V.m. �10 Abs. 6 Sätze 3 u. 5 WEG; bereits Senats-
beschl. v. 11.03.1982 - 5 S 2452/81 -; VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 09.01.2008 -
3 S 2016/07 -, VBlBW 2008, 197; OVG NW, Urt. v. 06.07.2012 - 2 D 27/11.NE
-,UPR 2012, 397 m.w.N.; Urt. v. 26.08.2009 - 11 D 31/08.AK -; anders noch
BVerwG, Beschl. v. 06.05.1992 - 4 B 139.91 -, Buchholz 310 �65 VwGO Nr. 104).
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d) Der Klägerin kann auch die erforderliche Klagebefugnis (vgl. �42 Abs. 243
VwGO) nicht abgesprochen werden. So lässt sich nicht von vornherein und
eindeutig von der Hand weisen, dass sie durch den Planänderungsbeschluss
weitergehend als bisher in ihren Rechten als Eigentümerin des unterirdisch in
Anspruch genommenen, mit einem Mehrfamilienhaus bebauten Grundstücks
G... Straÿe .../H... Straÿe ... betro�en wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 02.10.2013 - 9
A 23.12 -, NVwZ 2014, 367; Urt. v. 19.12.2007 - 9 A 22.06 -, BVerwGE 130, 138).
Denn aufgrund der nunmehr um die ihr Mehrfamilienhaus unterfahrende und
um die ihr Grundstück schneidende Tunnelröhre angeordneten Dammringe kön-
nten sich die bereits aufgrund des am 19.08.2005 planfestgestellten Vorhabens
hinzunehmenden Auswirkungen der Tunnelbaumaÿnahmen mit der Folge ver-
stärken, dass es ggf. zu (weiteren) für ihr Mehrfamilienhaus schädlichen Senkun-
gen oder Hebungen kommt.

e) Einer vorherigen Durchführung eines Vorverfahrens bedurfte es nicht (��18d44
Satz 2, 18 Satz 3 AEG, ��74 Abs. 1 Satz 2, 70 VwVfG).

2. Die in erster Linie erhobene Anfechtungsklage ist jedoch unbegründet.45

Der Planänderungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamts vom 26.02.2013 für die46
2. Planänderung betre�end die �Umgestaltung des Bahnknotens Stuttgart� im
Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Fildertunnel) ist, soweit das Klagevorbringen
überhaupt Anlass zur Prüfung gab, rechtmäÿig und verletzt die Klägerin da-
her auch nicht in ihrem (gemeinschaftlichen) Eigentum (vgl. �113 Abs. 1 Satz 1
VwGO).

Da der Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2005 für den Umbau des Bahn-47
knotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21� Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Filder-
tunnel) auch gegenüber der Klägerin bestandskräftig geworden ist, kann sie von
vornherein nur Änderungen oder Ergänzungen dieser Planung angreifen, durch
die sie mit ihrem Grundstück erstmals oder weitergehend als bisher in ihren
Rechten beeinträchtigt wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 02.10.2013, a.a.O.; Urt. v.
19.12.2007 - 9 A 22.06 -, BVerwGE 130, 138 u. Beschl. v. 17.09.2004 - 9 VR 3.04
- Buchholz 316 �76 VwVfG Nr. 13; Beschl. v. 22.09.2005 - 9 B 13.05 - Buchholz
407.4 �17 FStrG Nr. 189). Dass der Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2005,
wie die Klägerin geltend macht, nach �44 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG nichtig wäre, weil
ihn aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen könnte, womit die Planän-
derung schon aus diesem Grunde keinen Bestand hätte, vermag der Senat nicht
zu erkennen.

Mit den erstmals im Schriftsatz vom 07.07.2014 erhobenen Einwendungen gegen48
die im Zusammenhang mit dem Betrieb einer Tunnelvortriebsmaschine zu er-
wartenden Erschütterungen ist die Klägerin allerdings ungeachtet dessen, dass
der optionale Einsatz einer solchen Maschine erst durch den Planänderungs-
beschluss zugelassen wurde, bereits nach �18a Nr. 7 AEGmateriell ausgeschlossen.
Denn entsprechende, für ihr Grundstück damit möglicherweise verbundene Beein-
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trächtigungen hatte sie im Anhörungsverfahren nicht geltend gemacht.

Ihr weiteres Klagevorbringen in ihren erst am 11.10.2013 und 07.07.2014 vorgelegten49
Klagebegründungen war zwar, da damit keineswegs eine bereits bei Klageerhe-
bung gegebene Begründung lediglich vertieft wurde, deutlich verspätet und auch
nicht genügend entschuldigt, mangels Verzögerung des Rechtsstreits jedoch gle-
ichwohl nicht zurückzuweisen (vgl. �18e Abs. 5 Sätze 1 u. 2 AEG i.V.m. �87b
Abs. 3 VwGO).

Konkrete Hinweise, dass die Klägerin gerade aufgrund des angefochtenen Planän-50
derungsbeschlusses (weitergehenden) Beeinträchtigungen ihres Grundeigentums
ausgesetzt sein könnte, hat der Senat auch nach Anhörung der von der Klägerin
und der Beigeladenen zur mündlichen Verhandlung mitgebrachten Gutachter
nicht feststellen können. Vor dem Hintergrund der von den Gutachtern der
Beigeladenen, insbesondere von Prof. Dr.-Ing. W... (WBI), in der mündlichen
Verhandlung gegebenen fachlichen Erläuterungen zu den angegri�enen Planän-
derungen und der inzwischen vorliegenden - allgemein zugänglichen - �Zusam-
menfassenden Stellungnahme Geotechnik� der ARGE WUG, CDM und WBI
vom 25.03.2013 erweisen sich die von der Klägerin erhobenen Bedenken vielmehr
als unberechtigt. Die entsprechenden fachlichen Einschätzungen haben die Gutachter
der Klägerin, insbesondere Dr. L..., nicht erfolgreich in Zweifel zu ziehen ver-
mocht.

Soweit die Klägerin auf Risiken verweist, die sich gerade aus der Neuanordnung51
der Dammringe unter ihrem Grundstück ergäben, ist zunächst klarzustellen,
dass mit diesen nicht - wie die Klägerin zunächst angenommen hat -, die Tunnel-
röhren verstärkt oder stabilisiert, sondern eine ansonsten zu besorgende Längsläu-
�gkeit des Grundwassers entlang der bereits vorgesehenen Tunnelröhren (�Ver-
schleppung von Bergwasser�) verhindert werden sollen, damit dieses gerade
nicht - wie von der Klägerin befürchtet - in den quellfähiges Anhydrit en-
thaltenden unausgelaugten Gipskeuper gelangen kann (vgl. hierzu Anl. 11.1 u.
2 sowie die instruktive Zusammenfassende Stellungnahme Geotechnik ARGE
WUG/CDM/WBI v. März 2013, S. 134 �. u. 24 f.).

Die Klägerin hat ihre Befürchtung, dass es infolge der 2. Planänderung zu für ihr52
Mehrfamilienhaus schädlichen Auswirkungen an der Geländeober�äche komme,
in der mündlichen Verhandlung maÿgeblich damit begründet, dass die nunmehr
unter ihrem Grundstück vorgesehenen - jeweils aus zwei Dammringen bestehen-
den - Abdichtungsbauwerke anders als bisher, als bei km 0,8 + 50 noch einfache
Dammringe vorgesehen waren, im anhydrithaltigen, unausgelaugten Gipskeu-
per angeordnet werden sollen. Letzteres tri�t zwar zu. Doch war dies gerade
beabsichtigt, um die Dammringe jedenfalls im trockenen, Anhydrit führenden
Gestein setzen zu können, damit die Abdichtungsbauwerke die ihnen zugedachte
Funktion möglichst wirksam erfüllen könnten, den dahinter liegenden Bere-
ich gegen an den Tunnelröhren entlang laufendes Wasser abzudichten. Dies
wäre möglicherweise in Frage gestellt, würden die Dammringe ganz oder teil-
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weise in der nicht anhydrithaltigen Schicht des Gipskeupers gesetzt. Denn dort
bestünden nach Einschätzung von Prof. Dr.-Ing. W... möglicherweise - auch von
darüber liegenden Schichten ausgehende - Wasserwegsamkeiten; etwaige Quel-
lvorgänge in dem kleinen Bereich vor dem Abdichtungsbauwerk würden dabei in
Kauf genommen (vgl. auch das Tunnelbautechnische Gutachten TVM-Vortrieb
v. April 2010, S. 84); die dortigen Tunnelwände seien deshalb vorsorglich auf
einen vollen Quelldruck von 5 bis 6 MPa ausgelegt worden; Auswirkungen bis
an die Geländeober�äche seien ohnedies nicht zu besorgen.

Soweit Dr. L... dem entgegenhält, auch bei der bisherigen Anordnung hätten53
die Dammringe im Trockenen gesetzt werden können, weil sich dort allenfalls
�ein paar Wassertropfen� fänden, sodass in der bisherigen Lage jeglicher Quel-
lvorgang verhindert worden wäre, vermag dies nicht zu überzeugen. Denn für
seine Behauptung, dass diesseits des Anhydritspiegels - abgesehen von �ein paar
Wassertropfen� - kein Wasser anzutre�en sei, gibt es gerade keine gesicherten
Erkenntnisse. Vielmehr ist aufgrund neuerer Untersuchungen (vgl. Anl. 20.1
E, Erläuterungsbericht Hydrogeologie und Wasserwirtschaft, Anhang Wasser-
rechtliche Tatbestände, S. 11), auf die sich auch die Klägerin in ihrer Klagbe-
gründung vom 07.07.2014 bezogen hat, zu vermuten, dass sich die - wenn auch
im Regelfall gering durchlässigen - Dunkelroten Mergel im Abschnitt bis zum
Anhydritspiegel möglicherweise doch noch als grundwasserführend und relativ
durchlässig erweisen. Dem entsprechend wird auch im Erläuterungsbericht Hy-
drogeologie und Wasserwirtschaft (Anl. 20.1) ausgeführt, dass die Grundwasser-
bewegung in den Sedimenten des Gipskeupers überwiegend entlang der Auslau-
gungsfront u. a. im Niveau der Dunkelroten Mergel sowie vor allem auch an
die im Schichtpro�l auftretenden Steinmergel- und Karbonatbänke im Niveau
der (darüber liegenden) Bleiglanzbankschichten (km1BB) gebunden sei (Anl.
20.1 E, S. 8; Ingenieur- und hydrogeologischer Längsschnitt, Anl. 1.2.2 Bl. 1
zur Zusammenfassenden Stellungnahme Geotechnik v. März 2013). Insofern
kann aber von einer Risikoerhöhung zu Lasten der Klägerin nicht die Rede
sein. Denn das - nunmehr auf den relativ kurzen Abschnitt vor dem Abdich-
tungsbauwerk beschränkte - Risiko eines Quellvorgangs bestand schon bisher,
da die zunächst bei km 0,8 + 50 gesetzten - zumal nur einfachen - Dammringe
den Bereich nach dem nunmehr gesetzten Dammringen, wie die neueren Un-
tersuchungen erweisen, voraussichtlich nicht wirksam abgedichtet hätten. Auch
davon, dass in diesem Teilbereich fortan erheblich gröÿere Grundwassermen-
gen aufgestaut würden, kann nicht ausgegangen werden, nachdem sich die Ab-
dichtungen auf den Nahbereich der Tunnelröhren beschränken, diese zum An-
hydritspiegel ansteigen und zusätzlich bei km 0,9 +10 Injektionsringe gesetzt
werden sollen, die nach Einschätzung der Gutachter der Beigeladenen eben-
falls die Längsläu�gkeit des Grundwassers erschwerten (vgl. auch das Tunnel-
bautechnische Gutachten TVM-Vortrieb v. April 2010, S. 86). Darüber hinaus
soll eine Längsläu�gkeit des Grundwassers auch noch durch weitere Maÿnahmen
unterbunden werden (vgl. Anl. 11.1 Erläuterungsbericht; Tunnelbautechnisches
Gutachten TVM-Vortrieb v. April 2010, S. 85).
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Darauf, dass aufgrund der nach wie vor in einem Teilbereich - aufgrund dor-54
thin gelangenden Wassers - möglichen Quellvorgänge schädliche Auswirkungen
für ihr Mehrfamilienhaus an der Geländeober�äche zu besorgen sein könnten,
kann sich die Klägerin schon nicht mehr berufen. Denn dies geltend zu machen,
bestand bereits Anlass im ursprünglichen Planfeststellungsverfahren (vgl. Sen-
atsurt. v. 11.02.2004 - 5 S 402/03 -, DVBl 2004, 1123; Beschl. v. 11.11.2013 -
5 S 1036/13 -), nachdem bereits dem damaligen Erläuterungsbericht Hydroge-
ologie und Wasserwirtschaft, Anhang Wasserrechtliche Tatbestände (Anl. 20.1,
S. 11) entnommen werden konnte, dass der Abschnitt bis zum Anhydritspiegel
möglichweise doch wasserführend ist. Insofern waren ungeachtet der bei km 0,8
+ 50 gesetzten Dammringe Quellvorgänge im Bereich ihres Grundstücks schon
bisher zu besorgen.

Abgesehen davon liegen bzw. lagen freilich auch keine Hinweise vor, dass sich et-55
waige Quellvorgänge an der Geländeober�äche auswirken könnten. Zwar wurden
insoweit, was Prof. Dr.-Ing. W... in der mündlichen Verhandlung bestätigt hat,
keine weiteren Untersuchungen bzw. Berechnungen mehr angestellt, doch liegt es
bei einer derart hohen Überdeckung von 80 m, die zudem aus 30 m festem Fels
besteht, fern, dass etwaige, auf diesen Teilbereich beschränkte Quellvorgänge
Auswirkungen bis an die Geländeober�äche haben könnten. So sind in diesem
Bereich aufgrund des vergleichsweise groÿen Verformungsmoduls noch nicht ein-
mal mehr vortriebsbedingte Senkungen an der Geländeober�äche zu erwarten
(vgl. die Zusammenfassende Stellungnahme Geotechnik v. März 2013, S. 114).
Insofern ist auch nicht ersichtlich, inwiefern allein infolge der neu angeordneten
Dammringe bauschädliche Winkelverdrehungen zu befürchten sein sollten. Auch
in Anbetracht der Tatsache, dass bereits durch eine entsprechende Ausbildung
der Tunnelinnenschale mit einer Dicke von ca. 0,8 - 1 m Quelldrücke von 5 bis 6
MPa auf den Tunnel abgefangen werden können (vgl. auch das Tunnelbautech-
nische Gutachten TVM-Vortrieb v. April 2010, S. 84), fehlt es an Anhaltspunk-
ten dafür, dass die Überdeckung mit einer 30 m mächtigen Felsschicht bis an die
Geländeober�äche reichende Hebungen der gesamten Tunnelüberdeckung nicht
verhindern können sollte; auch die Klägerin hat solche nicht aufzuzeigen ver-
mocht. Die mit anderen Tunnelbaumaÿnahmen gemachten Erfahrungen, dass
es infolge von Quellvorgängen nur dort zu Hebungen an der Ober�äche kom-
men könne, wo der Anhydritspiegel durch �relativ weiche� geologische Schichten
überdeckt wird, hat im Übrigen auch Dr. L... nicht in Zweifel gezogen. Vielmehr
beanstandet er letztlich nur, dass allein unter Verweis auf Referenzfälle pro-
jektbezogene Berechnungen unterblieben seien. Dieser Vorwurf tri�t indessen
so nicht zu. Zwar waren allein im Hinblick auf die Veränderung der Lage der
Dammringe keine Berechnungen und Untersuchungen mehr angestellt worden.
Vor dem Hintergrund der bereits im ursprünglichen Planfeststellungbeschluss
im Zusammenhang mit der Auslegung der Tunnelinnenschalen und der Frage
nach vortriebsbedingten Senkungen und infolge einer Grundwasserabsenkung
veranlasste Setzungen angestellten Berechnungen, Überprüfungen und Messun-
gen waren solche jedoch - jedenfalls für den hier in Rede stehenden Bereich -
auch nicht veranlasst.
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Auch mit ihrem allgemeinen Einwand, beim Tunnelvortrieb würden zahlre-56
iche, aufgrund von Erkundungsbohrungen noch nicht erkennbare tektonische
Störungen durchörtert, welche zu einer Störung der dortigen Wasserführung
führen könnten (vgl. zu diesem Einwand bereits die Stellungnahme von WBI
v. 16.04.2012), kann die Klägerin im streitgegenständlichen Planänderungsver-
fahren nicht mehr gehört werden, da dies bereits gegenüber der bestandskräftig
gewordenen ursprünglichen Planung geltend zu machen gewesen wäre. Gleiches
gilt für ihren Einwand, dass kein umfassendes geologisches Gutachten eingeholt
worden sei.

Konkrete Hinweise, dass es gerade aufgrund der unter ihrem Grundstück neu57
angeordneten Dammringe und der dort vorgesehenen Injektionen zu Beein-
trächtigungen der Bodenfunktionen oder Störungen bzw. Veränderungen der
Wasserführung in den �Au�ockerungschläuchen� kommen könnte, die ggf. durch
unerkannte Blattverschiebungen begünstigt würden, hat auch der Gutachter der
Klägerin nicht gegeben. Dieser hat sich vielmehr auf die allgemeine Einschätzung
beschränkt, dass aufgrund der geologischen Verhältnisse im Verlaufe des Filder-
tunnels solches eben nicht ausgeschlossen werden könne. Auch sonst vermag der
Senat keine konkreten Anhaltspunkte für einen solchen Kausalverlauf zu erken-
nen. Nachdem die nunmehr vorgesehenen, jeweils aus zwei Dammringen beste-
henden Abdichtungsbauwerke nur ca. 1 m �weiter ins Gebirge hineinragen� und
die zusätzlich vorgesehenen Injektionen nur in einem Bereich von ca. 3 m um die
Tunnelröhren herum erfolgen sollen liegt es vielmehr fern, dass allein dadurch
neue Wasserläu�gkeiten im nicht wasserführenden unausgelaugten, Anhydrit
enthaltenden Gipskeuper aktiviert werden könnten, die nunmehr erstmals be-
sorgen lieÿen, dass Grundwasser (Bergwasser) eben doch - wenn auch � jenseits�
der Dammringe - seinen Weg in quellfähige Gesteinsschichten �nden könnte.
Sollten Wasserwegsamkeiten aufgrund unerkannter Blattverschiebungen bereits
entstanden sein, wären diese aufgrund bereits stattgefundener Quellvorgänge
ohnehin wieder geschlossen (vgl. Dr. Westho�, Sten. Protokoll des Erörterung-
stermins v. 31.01.2012, S. 3). Schlieÿlich wäre noch immer nicht ersichtlich,
inwiefern sich etwaige Quellvorgänge trotz einer Überdeckung durch feste, 30
m mächtige Gesteinsschichten bis an die Geländeober�äche auswirken sollten.
Inwiefern aufgrund der Planänderungen im fraglichen Bereich gar das Risiko
von Hangrutschungen oder (weiterer) Blattverschiebungen erhöht würde, ver-
mag der Senat dem Klagevorbringen ebenso wenig zu entnehmen.

Dass es zu einer verlässlichen Beurteilung der änderungsbedingten Auswirkun-58
gen über die etwa aus dem einschlägigen ingenieur- und hydrogeologischen Längss-
chnitt ersichtlichen Erkundungsbohrungen (vgl. Anlage 1.2.2 Bl. 1 zur Zusam-
menfassenden Stellungnahme Geotechnik v. März 2013) hinaus weiterer Un-
tersuchungen gerade des hier in Rede stehenden Bereichs bedurft hätte, ist
schlieÿlich nicht zu erkennen, zumal sich die genaue Lage der Dammringe auf-
grund des unregelmäÿigen Verlaufs des Anhydritspiegels ohnehin erst im Zuge
der Bauausführung bestimmen lässt (vgl. Anl. 11.2 Bl. 1Neu von 1; etwa durch

14

ich
Hervorheben



�vorauseilende� Erkundungsbohrungen und mineralogische Untersuchungen, hi-
erzu das Tunnelbautechnische Gutachten TVM-Vortrieb v. April 2010, S. 85;
Prof. Dr.-Ing. W..., Sten. Protokoll des Erörterungstermins v. 31.01.2012, S.
6). Insofern hätten weitere Erkundungsbohrungen auch kaum zu einem nen-
nenswerten, weiteren Erkenntnisgewinn führen können. Die von der Klägerin für
erforderlich gehalten Erkundungsbohrungen unmittelbar unter ihrem Grund-
stück erscheinen zudem eher kontraproduktiv, weil dies zu einer (unerwün-
schten) zusätzlichen Gesteinsau�ockerung im Bereich der vorgesehenen Tun-
nelröhren führte.

Inwiefern es schlieÿlich zu einer verlässlichen Beurteilung der änderungsbed-59
ingten Auswirkungen auf die Brauchbarkeit des zur Prognostizierung des Grund-
wasserandrangs insbesondere im Planfeststellungsabschnitt 1.1. eingesetzten Grund-
wasserströmungsmodells der Beigeladenen ankommen könnte, erschlieÿt sich
dem Senat nicht. Es tri�t im Übrigen nicht zu, dass sich, wie die Klägerin
zu meinen scheint, der Grundwasserandrang aufgrund der 2. Planänderung er-
höhte. So wird sich die insgesamt zu entnehmende Grundwassermenge lediglich
deshalb erhöhen, weil die Entnahmedauer im oberen Bereich des Fildertunnels
von 2,5 auf 4,5 Jahre erweitert wurde (vgl. PÄB, S. 20).

Der von der Klägerin geäuÿerten Besorgnis, es könne infolge der vorgesehenen60
Injektionen zu einer Verunreinigung des Grundwassers kommen, wurde unab-
hängig davon, ob sie sich darauf überhaupt berufen könnte, bereits durch die
dem Planänderungsbeschluss beigefügte Au�age A. 4.2.3 Rechnung getragen,
wonach zuvor die Grundwasserverträglichkeit der für die Gebirgsabdichtung
vorgesehenen Kunstharzprodukte nachzuweisen ist (vgl. PÄB, S. 22).

Der zuletzt noch erhobene Einwand eines angeblichen Leistungsrückbaus des61
Hauptbahnhofs betri�t schon nicht das Planvorhaben Fildertunnel, sondern das
auch der Klägerin gegenüber mit Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 be-
standskräftig festgestellte Vorhaben �Talquerung mit neuem Hauptbahnhof� im
Planfeststellungsabschnitt 1.1 (vgl. hierzu bereits Senatsurt. v. 06.04.2006 - 5 S
848/05 -; Senatsbeschl. v. 11.11.2013 - 5 S 1036/13 -). Abgesehen davon wäre
die Klägerin mit diesem Einwand auch nach �18a Nr. 7 AEG ausgeschlossen
(vgl. zur Präklusion solcher Einwendungen Senatsbeschl. v. 11.11.2013, a.a.O.).

Eine im Hinblick auf die entsprechenden Ausführungen im Planänderungsbeschluss62
(S. 73 f.) freilich auch nicht ersichtliche fehlerhafte Abwägung zu der mit der
Neuordnung der Dammringe verbundenen, weitergehenden dinglichen Belastung
hat die Klägerin schon nicht geltend gemacht. Anders als die Beigeladene meint,
ging es freilich nicht um die Abwägung eines nicht abwägungserheblichen Auss-
chlieÿungsinteresses, sondern um die einer unmittelbaren dinglichen Inanspruch-
nahme ihres Grundeigentums. Eine solche war auch noch nicht bereits nach �905
Satz 3 BGB hinzunehmen, weil aufgrund des Anhydrit führenden Untergrunds
schädliche Quellvorgänge nicht von vornherein von der Hand zu weisen waren.
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3. Die Klage muss auch mit ihren hilfsweise gestellten Verp�ichtungsanträgen63
erfolglos bleiben. So kann die Klägerin nicht verlangen, dass über ihr Begehren,
dem Planänderungsbeschluss weitere Au�agen beizufügen, antragsgemäÿ oder
doch abwägungsfehlerfrei entschieden wird (vgl. �113 Abs. 5 VwGO). Denn auf
die Beifügung der von ihr erstrebten weiteren Au�agen hat die Klägerin je-
denfalls keinen Anspruch. Denn etwaige Beeinträchtigungen ihres Grundstücks,
die sich aus einem nach Ablauf der Lebensdauer der Abdichtungsbauwerke
ergebenden Funktionsverlust ergeben könnten, wären - abgesehen von den obi-
gen Erwägungen - schon deshalb nicht zu besorgen, weil durch auch hier -
entsprechend dem Standard beim Tunnelbau - vorgesehene Kontrollmechanis-
men ohnehin gewährleistet ist, dass ein anstehender Sanierungsbedarf rechtzeit-
ig erkannt werden kann. Mehr könnten die Kläger selbst dann nicht verlangen,
sollten die Dammringe, wofür sich freilich in der mündlichen Verhandlung keine
Hinweise ergeben haben, auch ihrem Schutz dienten. So hat Prof. Dr.-Ing. W...
(WBI) auÿer auf die umlaufende Kontrolldrainage, die das Auftreten von Wass-
er nach dem Abdichtungsbauwerk anzeigte, u. a. auf radial in die Tunnelwand
einzubauende Spannungsmesssensoren, anzubringende Extensometer sowie auf
regelmäÿig statt�ndende Untersuchungen von Radialverschiebungen auÿerhalb
des Tunnels verwiesen. Insofern brauchte der Senat auch den Beweisanträgen
nicht nachzugehen, mit denen die Klägerin durch Einholung eines Sachver-
ständigengutachtens hat klären lassen wollen, dass es keinen wissenschaftlichen
Nachweis dafür gebe, dass die vorgesehenen Damm- und Injektionsringe ihre
Funktion, Längsläu�gkeiten des Grundwassers zu verhindern, dauerhaft erfüllen
können. Abgesehen davon, dass schon nicht ersichtlich ist, was die Kläger unter
einer �dauerhaften� Funktionsfähigkeit verstehen, kommt es vor dem Hinter-
grund der vorstehenden Erwägungen jedenfalls nicht darauf an, ob - wovon
auch die Beigeladene ausgeht - auch die Lebensdauer der eingebrachten Damm-
und Injektionsringe wie das Tunnelbauwerk selbst auf 100 Jahre begrenzt wäre,
sollte die für jedes Bauwerk irgendwann anstehende Sanierung unterbleiben.

Soweit die Klägerin schlieÿlich imWege einer dem Planänderungsbeschluss beizufü-64
genden Au�age noch eine �quali�zierte Beweissicherung durch einen neutralen
Gutachter� einfordert, ist schon nicht erkennen, woraus sich ein solcher Anspruch
ergeben sollte.

Nach alledem war die Klage insgesamt mit der Kostenfolge aus �154 Abs. 2,65
�162 Abs. 3 VwGO abzuweisen. Der Senat sieht nach �167 Abs. 2 VwGO davon
ab, die Kostenentscheidung für vorläu�g vollstreckbar zu erklären.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des �132 Abs. 2 Vw-66
GO nicht vorliegen.

Beschluss vom 9. Juli 201467

Der Streitwert wird nach ��63 Abs. 2, 52 Abs. 1 i.V.m. Nr. 34.2., 2.2.1 des68
Streitwertkatalogs 2004 endgültig auf 50.000,� EUR festgesetzt (vgl. hierzu den
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Senatsbeschl. v. 08.08.2013 - 5 S 2327/12 -).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar.69
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